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Die Neu-/Wiedereröffnung der Uni­
versität Berlin und die Gründung 

der Freien Universität Berlin' 

S iegward Lönnendonker 

50 Jahre nach der Gründung der Freien 
Universität tut sie sich immer noch schwer 
mit ihrer Identität. So richtig will sich kaum 
jemand mit ihr identifizieren, weder mit der 
„roten Kaderschmiede" von 1968, noch mit 
der politischen Universität von 1948, die 
gegen jene der „Universität unter Hammer 
und Sichel" im anderen Teil der Stadt ge­
gründet wurde. Daß die Freie Universität 
eine politische Universität ist und bleibt, 
und daß sie zu einer geschichts-, gesichts­
und identitätslosen Allerweltshochschule 
wird, wenn sie dies leugnet, ist das Dilem­
ma der Hochschulpolitiker, die seit eh und 
je unsere Universität vom Pesthauch des 
Politischen befreien wollen (dessentwegen 
sie und ihre Examina von den westdeut­
schen Universitäten lange nicht anerkannt 
wurden). 

Die Freie Universität war keine Gegen­
gründung zur Berliner Universität, sondern 
eine Gründung zur Fortführung der Berli­
ner Universität im Geiste Wilhelm von 
HuRlboldts, die unter den Nationalsoziali­
sten 'lunt unter den Kommunisten ihrer ei­
gent1ichen Aufgabe und Definition, der 
„universitas litterarum", der Gesamtheit der 
Wissenschaften in freier Forschung und 
Lehre, verlustig gegangen war. 

„Die neue Universität, die darum die Freie 
heißt - das wieder und wieder zu sagen, 
darf niemand müde werden, der sie mitge­
gründet hat oder bei ihrer Gründung dabei 
war - ist gegen Zwang gegründet worden. 
Zwang - das war für uns damals der Inbe­
griff der NS-Zeit: der unmittelbare, die 
Knochen zerbrechende, und der mittelbare, 
die Zunge zerspaltende, lautlos funktionie-

Dieser Beitrag ist eine überarbeitete Kurzfas­
sung von: Lönnendonker, Siegward: Freie 
Universität Berlin - Gründung einer politi­
schen Universität, Berlin 1988. 

rende Zwang. Zwang trat uns jetzt im Zen­
trum der neuen-alten Universität, im Zen­
trum der zerstörten Stadt entgegen. Stu­
denten wurden verhaftet, wohlweislich in 
den Semesterferien, es gab kein Verfahren, 
sie hatten durch ihre Verhaftung aufgehört, 
Bürger der Universität zu sein, und die 
Bürger der Universität (so hieß es damals) 
hatten sich nur um ihre Universität zu 
kümmern." So Klaus Heinrich, selbst 
Gründungsstudent, in seinen "Erinnerungen 
an das Problem einer freien Universität" 
aus dem Jahre 1967.' 

Erste Aktivitäten der Professoren 

Nach der bedingslosen Kapitulation der 
deutschen Truppen versuchte der Professor 
der Philosophie und Pädagogik Eduard 
Spranger unter schwierigsten Bedingungen 
(ohne Post und Verkehrsmittel), zu „nicht 
aktiv hervorgetretenen Nationalsozialisten" 
der alten Berliner Friedrich-Wilhelms­
Universität erste Kontakte herzustellen. 
(Spranger, der „zwar die nationalen Ten­
denzen der neuen Regierung bejahte", war 
seit 1934 Mitglied der Berliner Mittwochs­
gesellschaft. Im September 1944 wurde von 
der Gestapo verhaftet. Nach seiner Freilas­
sung las er bis zur Zerstörung des letzten 
Auditoriums am 31. Januar 1945 über So­
krates und Plato. Während dieser Zeit hatte 
er nach eigenem Bekunden „immer im Ge­
gensatz zu dem Hitler-Regiment" gestan­
den.') 

Am 20. Mai 1945 traf sich ein Kreis von 13 
Professoren und Dozenten zu einer ersten 

2 Heinrich, Klaus: Erinnerungen an das Problem 
einer freien Universität, in: Das Argument Nr. 
43, Heft 2/3 Juli 1967, S. 94; bei den verhaf­
teten Studenten handelte es sich um die Her­
ausgeber und einen weiteren Mitarbeiter der 
Studentenzeitung "Colloquium". 
Vgl. Spranger, Eduard: Private Darstellung 
meiner Tätigkeit als kommissarischer Rektor 
der Universität Berlin, vom 7. September 
1945, OMGUS 3/5 - 297 "Berlin. General and 
Re-opening".Eduard Spranger verfaßte diese 
Darstellung für die amerikanischen Dienst­
stellen in Berlin, da er den Eindruck hatte, 
"daß mich die Amerikaner für den Rektor 
hielten, der aus dem letzten Jahr der Nazire­
gierung übriggeblieben wäre". 
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Besprechung. Spranger hiell ein Referat 
über Voraussetzungen und Möglichkeiten 
der Wiedereröffnung der Berliner Univer­
sität. Er \Vamte vor dem ,,Irrweg einer 'po-­
litischen Universität'" und stellte das Kon­
zept einer „erziehenden" dagegen. Nach 
Ilitler solle eine erneuerte Universität eine 
problematisierende, nicht dogmatische 
Hochschule auf „genossenschaftlicher 
Gmndlage" sein. Mit seinem Vortrag 
knüpfte Spranger an die Tradition der un­
trennbaren Einheit von l'orschung und Leh­
re an, wie sie von Johann Gottlieb Fichte 
Wilhelm von Humboldt und Friedrich Da­
niel Schleiermacher Anfang des letzten 
Jahrhunderts für die l'riedrich--Wilhelms­
Universität begründet worden war. 

Spranger wollte darüber hinaus die Univer­
sität der Vier-Mächte-Kontrolle unterstel­
len und dem politischen Zugriff der So­
>v:jets entziehen. Das bedeutete für ihn 
räumlich die Verlegung in die Westsekto­
ren (offensichtlich jedoch ohne über die 
Beratungen im „Allied Kommandantura 
Education Committee" (AKEC) informiert 
gev,·esen zu sein). Drei Tage nach dieser 
Sitzung baten der schwerkranke Prorektor, 
der Professor für Ägyptologie Dr. Hermann 
Grapow (NSDAP-Mitglied), der Professor 
für Handels- und Wirtschaftsrecht Dr. Paul 
Giesecke (NSDAP-Mitglied) und der Pro­
fessor für Mittlere und Neuere Geschichte 
Dr. Fritz Rörig Spranger, die Geschäfte der 
Universität zu übernehn1en. (Der Rektor 
der Universität, der Orthopäde Prof_ Dr. 
Lothar Kreuz, der unter seinem weißen 
Arztkittel die SS-Uniform zu tragen pfleg­
te, lebte nach der Verlagerung seines Kran­
kenhauses in der Gegend von Treplitz und 
konnte sich nicht um die Universität küm­
mern.) Am 8. Juni 1945 setzte der Stadtrat 
für Volksbildung beim Magistrat für Groß­
Berlin, Otto Winzer, Spranger als Vorsit­
zenden des „Leitenden Ausschusses für 
Hochschulfragen" ein. Das „Notprogramm" 
des Leitenden Ausschusses umfaßte vor 
allem die politische Überprüfung und Wie­
dereinstellung des Lehrkörpers, den Wie­
deraufbau bzw. die Wiederinstandsetzung 
der Gebäude, die Zulassungsbedingungen 

für Studenten und Vorlesungspläne. Schon 
bald wurde die Auswertung der Fragebögen 
zur Wiedereinstellung der Hochschullehrer 
die zeitraubendste Tätigkeit. In Berlin sollte 
im Unterschied zu den West-Zonen schon 
die formale Mitgliedschaft in einer NS­
Organisation Kündigungsgrund sein. FUr 
einen geschäftsführenden Rektor, der sich 
bemüht eine Universität wieder aufzubau­
en, eine glatte Unmöglichkeit! „Man male 
sich nur das eine aus: Von den Klinikdi­
rektoren wurde verlangt, daß alle Kranken­
schwestern, die in der "Partei gewesen wa­
ren, sofort entlassen ·wurden. Die davon 
betroffenen Mediziner, die diesen Ukas von 
mir empfingen, müssen natürlich ange­
nommen haben, ich sei um den Verstand 
gekommen."• Sprangcr half sich und ande­
ren, indem er die Pakete mit den ausgefüll­
ten Fragebögen nicht auswertete (was die 
Einleitung der Kündigung bedeutet hätte) , 
sondern sie unausgewertet an den Magistrat 
weiterleitete. „Ich übte also - ohne mir über 
die damit verbundene Gefahr klar zu sein -
die erste Sabotage." Am 16. Juli 1945 wur­
de durch eine von Otto Winzer unterzeich­
nete Bekanntmachung der „Zentralaus­
schuß der Studentenschaft beim Magistrat 
von Berlin" eingesetzt: „Der Zentralaus­
schuß sieht seine Aufgabe darin, die zu­
künftige Studentenschaft zu einem Grund­
stein des antifaschistisch-demokratischen 
Deutsch land zu gestalten." Gezielte Auf­
klärungsveranstaltungen sollten die - über­
wiegend aus bürgerlichen Elternhäusern 
stammenden - Studenten zu kritischen Aus­
einandersetzungen mit dem Nationalsozia­
lismus anregen und sie für die Mitarbeit 
beim Aufbau einer antifaschistisch­
demokratischen Republik gewinnen. Tra­
dierter „Standesdünkel" sollte an der Uni­
versität keinen Platz mehr haben. Der Ma­
gistrat werde bemüht sein, „eine enge Bin­
dung zwischen den Professoren, Dozenten 
und dem Magistrat und vor allem auch zum 

4 Spranger Eduard; Die Universität nach 
Kriegsende 1945 (aufgrund von Aufzeichnun­
gen aus dem Jahre 1945 geschrieben 1953 bis 
1955), in: ders.: Gesammelte Schriften, Bd. X, 
Tübingen/Heidelberg 1970, S. 289. 
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gesamten Volk herzustellen". Vorsitzender 
wurde der parteilose Student aus dem Um­
kreis der Widerstandsgruppe „Weiße Ro­
se", Joachim Schwarz.' 

Vorkurse 

Am 3. September 1945 nahm die Universi­
tät Berlin mit den Vorkursen für Studien­
bewerber die Lehrtätigkeit auf Dort wie­
derholten Professoren und andere Lehr­
kräfte das „Abiturwissen" hauptsächlich für 
Studienbewerber, die das Abitur schon ge­
macht hatten, sie waren also als eine Art 
Repetitorium organisiett. Für diejenigen, 
die kein Abitur hatten, •vurden „Förderkur­
se" eingerichtet. Die damalige Dekanin der 
Medizinischen Fakultät, Prof Dr. Else 
Knake, schätze die Vorkurse so ein: „Die 
sicherste Methode, zum Studium zu kom­
men, ist aber folgende: Kinder von Arbei­
tern oder Bauern, die selbst nur Volks­
schule haben, gehen ein halbes Jahr auf die 
'Vorschule' der Universität, wo nur Bewer­
ber ohne Abitur angenommen werden."• 

lrn Februar l 946 wurden erstmals in Sach­
sen Vorbereitungskurse zum Hochschulstu­
dium für begabte junge Leute eingerichtet, 
die aus politischen oder sozialen Gründen 

5 Verordnungsblatt der Stadt Berlin, 1. Jg. 1945, 
S. 62. Als Adresse tles "Zentralausschusses" 
wirtl "Berlin W l S, Hardenbergstr. 34 (Stu­
dentenhaus)" angegeben, d.h. tler Ausschuß 
arbeitete im britischen Sektor im Studenlen­
haus der Technischen Hochschule. Henny 
Maskolat behauptet, daß dies nicht - wie vom 
Ausschuß angegeben - aus raurntechnischen, 
sondern "ta.lsächlich und im wesentlichen „. 
aus politischen Gründen" erfolgt sei. "Eine 
Reihe dieser Studenlen" habe im Ausschuß 
danach getrachtet, "das bürgerliche Studen­
tenleben vergangener Tage wieder zu etablie­
ren". Maskolat, Henny: Arbeiterbewegung und 
Berliner Universität in Jer Periode der Wie­
dereröffnung 1945/46, Wissenschaftliche Zeit­
schrift der Humboldt-Universität zu Berlin, 
Gesellschafts- und sprachwissenschaftliche 
Reihe, Jg. XV ( l 966), Heft 4, S. 53 7. 

6 Rundschreiben der Dekanin (der Medizini­
schen Fakultät, Prof. Dr. Else Knake S.L.) an 
die Fakultätsmitglieder (Abschrift), o .D. (zwi­
schen tl~m 15 . und dem 20. , mit ziemlicher Si­
cherheit der 16. September 1946), OMGUS 
315 - 297 "Berlin University" . 

das Abitur nicht hallen machen können, 
vornehmlich Kinder von Arbeitern, Ange­
stellten und Bauern. Im Mai wurden diese 
„ Vorstudienanstalten" genannten Kurse 
auch in Berlin und der Mark Brandenburg 
eingeführt. Die Einrichtung der Vorstudi­
enanstalten war zunächst bei den verschie­
denen Parteien angesichts des verschwin­
dend geringen Anteils von Arbeiter- und 
Bauernkindern unter den Studenten, der 
nicht den erforderlichen Begabungen und 
Fähigkeiten entsprechen konnte, nicht strit­
tig. Daß darüber hinaus auch denen, die 
wegen politischer und rassischer Verfol­
gung während der Nazi-Zeit nicht hatten 
studieren können, eine Chance gegeben 
werden sollte, war ebenso Konsens. Jedoch 
war die damit zusammenhängende, kaum 
konkret beweisbare Politisierung der Uni­
versität durch die Auswahl bei der Auf· 
nahme in die Vorstudienanstalten und die 
Bevorzugung von Parteimitgliedern beim 
Zulassungsverfahren zunehmend Zielpunkt 
der Kritik, besonders von studentischer 
Seite. Mit Gründung der Deutschen Demo­
kratischen Republik am 7. Oktober 1949 
wurden die Vorstudienabteilungen in „Ar­
beiter- und Bauernfakultäten" umgewan­
delt. 

Das Allied Kommandatura Committee 

In dem seit August tagenden „Allied 
Kommandatura Cornmittee" (AKEC) stellte 
sich im September 1945 endgültig heraus, 
daß sich die sowjetischen Vertreter mit ih­
rer Argumentation, die Friedrich-Wilhelms­
Universität sei immer nur eine Provinz­
hochschule der Mark Brandenburg gewesen 
und gehöre deshalb unter die Kontrolle der 
SMAD in Karlshorst, bei den westlichen 
V crtreter nicht durchsetzen konnten. 

Zielvorgabe der Sowjets war offenbar die 
alleinige Kontrolle der Universität und de­
ren „Sowjetisierung" , d.h. die totale Unter­
ordnung unter die politischen und wirt­
schaftlichen Notwendigkeiten, die die Her­
anbildung einer ausschließlich der Partei 
ergebenen Elite für den Aufbau einer so­
zialistischen Gesellschaftsordnung möglich 
machte, notfalls nur in dem von ihnen be-
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setzten Teil Deutschlands. 1 Was die Insti-
tution U nversität anbelangte, so befanden 
sie sich in einem Dilemma: Wurde die Uni­
versität wiedereröffnet, so gehörte sie unter 
Vier-Mäcl1te-Kontrolle, wurde sie neuer­
öffnet, so bedeutete das de·n Verzicht auf 
die Gebäude und 111stitute der alten Fried­
rich-Will1eh11s-U11iversität. J>arallel zum 
Streit darüber schufen sie unumstößliche 
Fakte:n, dle die runerikanische Position :zu ... 
11ehn1e11d verscl\lecl1terte11. 

N acl1 Vertagu11gs-, 1>rotokollge11e111igungs­
und Krankheitstricks ließen .die S.owjets 
scl1ließlich in der Sitzung des Allied Kom ... 
n1andatura Con1mittee (AKEC) at11 6. Sep­
te111ber 1945 die erste Bombe hochgeh.en: 
Der sowjetis,che Vertreter, Oberst Pjartly, 
kol1frontierte di:e Vertreter der drei West„ 
n1äct1te 111it folgender Argu111entation: 

l .)Die Berli11er U11iversität sei ei11e pre·uJli­
scl1e U 11i versität; 

1 1>.iott·. 1. Nikitin, unter Solotuchin 1-lochschul­
ofTizier der SMAP in1 llaHge eines Majors, 
konstatiert ,Jias Fehlen einer klaren Konzepti­
on für die Besatzungspolitik von Seiten der 
So,vjetun·ion und ihren Verzicht auf e·in.e Aus­
bHdung von Kadern für die zukünftigen Besat„ 
zu1tgsorganes' ftir die ersten beiden Nach­
kriegsjahre. Auf seine .Frage an S·olotucl1in 
nach Dokurnenten für ihre Arbeit 'in der 
SM.AD habe dieser auf die B.esch'IUsse von 
Jalta und Potsda1n als „ wichtigste Grund.la~ 
genu verwiese,n~ Dar-über hinaus hab.e es im 
Unterschied zu iden westlichen Zonen, in de„ 
nen die Hochschuloffitiere weitgehende 
Rechte gehabt Hätten_, u.a. das, },sich in Rekto­
ratsangelegenhe;iten einzumischen", in det 
Sowjetischen Besatzungszone „nichts· Ver;. 
gleichbares" gegeben. Eine Einflußnahme sei 
nur über den. Dienstweg möglich gewesen: 
,,Leiler der Abt~Hung ·v olksbildung der SN AD 
=::::> Stellvertreter des Obersten Chefs ~ Ver­
\Yaltung der SrYtA des Landes bzw. der Pro­
vinz. ~ La.ndespräsident => Bildun.gsminister 
des LaHds bzw. \der Provinz==> Rektor. Natur„ 
lieh gab es au~h Abweichungen v.on diesem 
S·chetna.0 Na Gott se.i Dank! Nikitin, Pjotr. 1.: 
z,vischcn Dog,1)1a und ge.sundern Mensche11-
verslancl. Wi.e ich die Universitäten der deut-.:. 
sehen Besatzungszone „sowjetisie.rte"'. Erinne­
rungen des Sektorlei,ters Hoc·hschulen und 
W.isser1scbaft de{ Sowjetis<.:hen M1ifitäiadm1ini­
.stration in Deutschland, B.ertin 1997, S. 24 ff. 
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·2.)sie sei nicht die führende deutsche Uni­
versität, ·die Universitäten Bonn, lleidel"' 
berg oder Göttingen seien bedeutender; und 

3. )der Einzugs- und . Einflußbereich der 
Berliner Universität sei hauptsächlich die 
Mark B.randenburg. 

Aus dieser Konstruktio11 zog er folge11de 
Schlußfolgerungen: 

4 .. )Die Verwaltung der Berliner Universität 
sei allein Angelegenheit der Sowjetischen 
Milit~iradl11inistra.tio11 in Deutscl1lat1d 
{SMAD) ·in KarJsl1orst und nicl1t die der 
sowjetischen Militärr~g.ierung in Berlin; 
und schließlich 

5.)Die Ko1npetenzen der sowjetische11 Mi­
litärdienststellen in Berlin beschr.ät1kte11 

•• 
sich auf politiscl1e und icleologiscl1e U.ber-
wacllung~8 

Dadurch wurde der 1810 gegrü11dete11 Ber+­
li.11er Universität, 111it deren Frül1geschichte 
sich N·amen wie Wilhelm und Alexander 
von Humb,oldt, Jol1ann Gottlieb Fichte, 
Friedri1cl1 Er11s.t Daniel Schleierrnacl1er, Ge­
org Wilhel1n Friedricl1 1-legel, Friedricl1 
Karl vo.n Sa\iigi1y verbinden, die kulturelle 
Bedeutung im nationalen Maßstab abge­
sprochen, und sie auf ein provinzielles Ni ... 
veau herabdeflniert. Darüberhinaus zeigte 
diese Interpretation schon .die grundsätzli­
che Auffassung der Regierung der UdSSR 
über .den Status des sowjetisch besetzten 
.Sektors von B.erlin als T·eil der sowjeti ... 
sch.en Besatzullgszone Deutschlands .. 

Für die damalige Situabon bedeutete das 
konkret, daß der Magistrat von Groß· Berlin 
auf den Wiederaufbau der Universitätsver­
waltung keinen Einfluß haben sollte, ob­
wohl die Finanzierung der Universität zu 
dieser Zeit über den Berliner Haushalt lief. 
lnteressan1t ist, daß keiner der westlichen 
Alljierte11 die inzwischen erfolgte Errich­
tung der „Zentral-v·erwaltung für Volksbil-

8 Protokoll der AKEC-S.itzung vom 6. Septem­
ber 1945; S.hafer, Paul F.;, History o.f the 
Control of the University of Betl.i.n, P·aper von1 
26. M'ärz 19'46 (es handelt sich dabei um. Aus­
züge aus eine.m Report von Capt. Ch. w·. Mei­
ster, Ch. W~;) .. OM:GUS 3/4 - 10 "University 
Papers 1'948„. 
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dung" erwät1nte, gescl1weige denn später 
die Unterstellung der Berliner Universität 
unter deren Verwaltung. Organisatorisch 
waren die Weichen lä11gst gestellt. Unmit­
telbar nach dieser Sitzun.g des Alliierten 
Ko.ntrollrates autorisierte die sowjetische 
Militärregierung die Berliner Universität~ 
die offizielle Eröffnu11g fUt den 12. No­
ve1nber 1945 anzukilndigen. (Der Eröff„ 
11ungstennin wurde dann allerdings zwei-
111aJ verscllober1.) 

Die Zenlralverivaltz111g fiir Vol ksbildu11g 

A1n 12. Seple111ber 1945 \v'Urde die Zen­
lralverwaltu11g ftir Volksbildung einge­
ricl1tct. Als deren 1)räsidcnt wurde der an 
der Moskauer Io1enin-Schule ausgebildete 
Journalist, der Mannl1eimer Alt-Konununist 
J>aul Savigny bestellt; Vizepräsident wurde 
der J>ro f eSS(lr für Iimere Medizin, Dr. 
l'rl1codor Brugsch. Zentrale Aufgabe \var 
der Wiederaufbau des Hochschulwesens 
und der Wissenschaften, illren Sitz hatte die 
neue Zentralverwaltung i1n sowjetischen 
Sektor vo11 Bcr1i11. Von jetzt ab geschal1 
offiziell alles auf A11\veisung der Zentral­
verwaltut1g. Solange keine Konflikte auf„ 
tauchten, erweckte die Zentralvenvaltung 
d.en Eindruck einer gewissen Selbstver­
waltung durch deutsche Stellen. Sobald 
sich jedclcl1 Widersprucl1 regte, und 'Prof es­
soren oder Studenten Obe.r die Zweck­
mäßgkeit vo11 Anordnu11gen anderer Mei· 
nung waren und diese geändert sehen 
wollten, wies die Zentralverwaltung mit 
schöner Selbstverständlicl1keit auf die Be­
schr1eidung illfer Kompetenzen durch d1e 
SNIAD hin, und dag~gen war .kein Ktaut 
gewachsen. Die sowjetische Militärarl111ini­
stration, vertreten durch det1 für die deut­
schen Hochschulen zuständigen General­
leutnant Professor Piotr Solotuchin) hielt .., 

sicJ1 dezent zurück„ 9 Das kormte sie auch, 

9 Pjotr L Nikitin beschreibt den ehemaligen 
Rektor der Lenit1grader Uiversität Solotuchin 
als Menschen nlit der Fähigkeit, „unkonven­
tionell zu denken. „. Sicher ist ·es auch kein 
Zufall, daß von dem Mornent an, al s n1an in 
Ostdeutschland begann, die Bandagen fester 
anzuziehen1 ein solcher Mensch unbequem 
'\\'\lrde. Mitte l 948 wurde Solotuchin in die . 

da die Kon11Jetenzen der den c inzclnen 
Universitäten und Hochschulen zugeord­
neten sowjetischen Hochschulof(izicrc 
umfassend waren. Kaum jemand \VUBtc 

überhaupt1 daß jede Berufung, jeder Antrag 
auf Zulasung zum Studium oder jede l:x ­
matrikulation vom j eweiligen SO\\jctist:hcn 
l lochschuloffizier gcnel1tnigt oder abgt­
lehnt wurde. ln der Öffentlichkeit fiel kauul 
auf, daß der Rektor dem Hochschuloflizicr 
untergeordnet war. 10 Das l1cißt jccJ, ,<.:h 
nich.t, daß diese Offiziere nicht dur~hau ~ 

gute Facl1leute n1it umfangreichen Kcnnt­
nlssen der deutschen Universität \\·arcn. 

Das wichtigste Datun1 für <las Geschick der 
Berliner Universität nach det11 Kriege ist 
der 12. Oktober 1945. A11 diesem ·rag un­
terstellten die Sowjets sie der Zentral\'cr­
waltung fur Volksbilciu.ng. In1 AKEC \\'Ur ­

de darüber flicht diskutiert. 

Damit war alles gelaufen! Am Morgen des 
12. Oktober erschien Dr. Naas vom lv1agi­
strat von B'erlin bei Spranger und erklärte. 
daß 1.) für die Universität 13crlln ntcht 
n1ehr der Magistrat, son<lerr1 d.ic { anl 12, 
September eingeric'htete) Zentralvcnval­
tung für Volksbildung zt1ständig sei und 2.) 
deren Präs·ident W andeJ ihn als Rektor ab­
gesetzt habe, Prof. Dr. Johannes S tröux 
werde die Geschäfte bis zur ordentlichen 
Walll eines Rektors durch die Universität 
fuhren. Das zeigte„ wer ab diesem Zeit· 
punkt in wessen Auftrag das Sagen halte. 
und was er zu sagen gedachte. 

Spranger resignierte hauptsächlicl1 \vegen 
des fehlenden Interesses der \\~estlichen Be„ 
satzungsrnächte, besonders der amerikani­
schen, an den Fragen der Universität; "tvJan 
interessierte sich erheblicl1 mehr für die 
Schulen~ An den1 Probl.err1 Universität gin·g 
man vorüber.•• Spranger sah sich imn1cr 
mellf als "Beauftragt.er einer Gruppe kon1 -
munistischer Rückwanderer aus Rußland" . 
Unter seit'ten Augen sah er 11die kümmerJi-

SO\Vjetunion zurückbeorden ." Nikitin, J>jotr. 
I.! Zwischen Dogma „ ., a.a.O., S.19 f. 

10 Vgl. die Erklärung von . Dr. Robert Rornpc 
(SED) vor dem Studentenra~ in: FORUM~ Nr_ 
5, Berlin 1948. S.20 . 



cl1e11 Iles.te der Berliner Universität nach 
de111 Muster des russischen Hochscl1ulwe­
sensu um.gestaltet? Unter den Professoren 
l1e1rscl1te Enttäuschung.; daß es den Ameri­
kanern und den En.g.läJ1dern (auf die Fran­
zose11 hatte niemand :Hoffi1ungen gesetzt) 
nicl1t gelungen \VW-, eine vo·u den Sowjets 
Utlabl1ö11gige U 11iversität utllet, der Kon„ 
trolle des Magistrats und dm11it der vier 
Mäcl1te ei11zurichten (bezahlt wurde sie 
von1 Magistrat allerdi11gs nocl1 bis Ende des 
J al1res ). Dazu katn; daß die w~stlicl1en Al„ 
liierten keinetl Schutz gegen die llequirie ... 
rung ihrer Hauser geboten hatten. Mit der 
Unterstellung der Universität unter die 
Zentralverwaltung hatte die SMAD prak.., 
tisch den elnseitigen Verwaltungsakt voJI ... 
zo,gen. Das bedeutete; Die Berliner Univer­
sität war nicht weiter eine Anstalt des Öf-. 
fentlichen Rechts, sondern eine der Zen ... 
ti·atverwaltung nachgeordnete Dienststelle 
mit allen n1öglichen Konsequenzen, auch in 
Fragen der Auto.nomie :der Hochschule. 
An1 l„ Januar ging die Finanzierung der 
Universität in den Zuständigkeitsbereich 
der Zentralverwaltung über~ Offiziell be­
traute der Stellvertreter des Oberbefehlsha­
bers der SMAD~ Armeegeneral Wassili So­
kolowski, durch Befehl Nr. 4 vom 8. Januar 
1946 die Deutsche Zentralverwaltung t'Ur 
V olksbitdung in der So\vjetischen Besat· 
zungszo11e mit der Leitu11g und Verwaltung 
der Berliner Universität Die.ser Befehl er­
git1g w1ter UJngcl1u11g des Verwaltungsa11 ... 
spruchs der Stadt Berlin als Rechtswahrer 
preußischen ~es·itzes ln Berlin und damit 
auch unter U.tngehw1g der Viennächte­
Kontrolle. 

Die Studentisc}1e. Arbeitsgemei11schaft 

Als am 12 .. Septen1ber 1945 die Zentral~ 
verwaltung für Volksbildung geschaffen 
wurde und die Verwaltung der Universität 
von1 Magistrat auf diese u·berging, war der 
!,Zeotralausscl1i1ß der Studentenschaft beim 
Magistrat von Groß ... Berlin" nicht mehr exi·· 
stent. ln.1 N.overnber wt1rde er formal auf­
gelöst und statt seiner die t$St.udentisci1e 
Arbeit~gemeinS<?haft im Jugendausschuß 
der Stadt Berl~plt gegründet. Zu ibretn Vor-

Z.df 5ll99& 

sitienden wurde Georg Wtazidlo (CDU) 
ernannt. \Yrazidlo war hocl1dekorierter Of­
fizier der Welm1mcht gewese11, was er al­
lerdings verschwiegen hatte. Später war er 
als ?vlitglred einer antifaschistischen \Vider­
standsgruppe 1nit dein Attentat vom 20. Juli 
1944 in Verbindung gebracht worden. Als 
von den Nazis zun1 Tode Verurteilter wur­
·de er im April 194 5 von den Amerika11er11 
aus den1 Konzentrationslager Buchenwald 
befreit. M.it der Eins~tzung von Georg 
Wrazidlo signalisierte die Ze11traLverwaJ ... 
tun& daß sie weiterhin den bisherige11 Kurs 
zu verfolgen gedachte, bürgerliche, zur. zu ... 
s.amrnenarbeit mit den Kommunisten be.., 
reite Studenten z.u fordern~ um an den Uni­
versitäten eine breite demokratisch­
antifaschistische Basis zu etablieren~- Afm ... 
licll wie Joachim Schwarz be1nühte sich 
auoh Georg Wrazidlo ehrlich um eine 
fruchtbare -zusammenarbeit mit den Kom­
n1unisten, zumal die Vorbereitungen zur 
Wiedereröffnung der Universität große 
Fortschritte machten. Da diese Anstren­
gungen fast a11sschließlich von der so\vjeti­
schen Seite untemo1nn1en wurden, während 
sieb die Aktivitäten der westlichen Alliier­
ten auf Proteste gegen Interpretationen der 
Sowjets im Hinblick auf die Zuständigkeit 
der Alliierten Konunand.ai1tur beschränk­
ten1 blieb den Studentenvertretern keine 
andere Möglichkeit, als sicl1 mit den Kom~ 

. ~ d . . .. . .. ~ mun1sten lrgen · wie zu arrat1g1eren. 
Die ,,llicl1tlinie11° der Studenliscl1en Ar­
beitsgemeinsc}?.aft '1om Dezember 1946 
zeigen, daJ3 die SMAD und die deutschen 
Verwaltungsteilen die KQntinuität ihrer 
Hochschuipolitik nach Kriegsende wahrten: 
s.olange 11och keine neue, nicht in natio11al-­
sozialistiscbem, sondern in antifaschistisch· 
demokratische1n Sinn erzogene Studente11 ... 
generation herangewachsen war, bemühten 
sie sich um ein Btmdnis aller antifaschi.sti ... 
sehen Studenten aus allen Bevölkerungs ... 
schichten~ Die Umsetzung dieses Konzepts 
war umso notwendiger, als die alten Profes­
sotet1 der ·Universitäten i11 iltrm1 polltische11 
Einste·llu11gen ohnehin nicht tnelrr zu ät1-
dern waren, und .au.frechte Pemokraten un­
ter ilmen die Minorität darstellten. Die 

'1 
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„Richtliniet1" gingen „ durchaus in l1wr1ani­
stischer ~rraditio11 - davon aus, daß sicl1 je­
der Stude11t neben seinem Fachwissen auch 
eine u11tfassende Allgemeir1bilduog aneig-
11e11 sollte. 

Vordringliches Ziel der Arbeitsgemein­
schaft war ,.die Herausbildung eir1es demo· 
kratischen und dabei ko11sequent antifascbi-­
stischen Lebens in unseren Hoch- und 
Fachscl1ulen auf der Grundlage emster, 
W'issenscl1afilicher und n1aterieller Arbeit, 
c.1ru11il 11cuc Studenten zu Stützen der .De­
n1okratie und zu den Aktivisten beiln Neu­
aufbau unserer zerstörten Heimat werde11. 
Eine frei e W a h 1 ist im Augenblick 
nicht möglicht \Veil ei11 großer Teil der Stu„ 
dierenclen noch nicht genügend Abstand 
zur Nazizeit und ihren Lellfer1 gewonnen 
hat. Je eher die Studentensct1aft zeigt, daß 
sie reif zu ko11sequenter antifaschistischer 
Arbeit geworden ist, umso eher werden die 
Studenten sich in einer allgemeinen, .glei· 
chen und direkten Wahl in geheimer Ab­
stin1mur1g ihre endgültigen Ausschüssß 
wähJen könne11, die jedoch von der Wähler­
schaft abzuberufen sind, wenn sie den i11-. 
neo gestellten Aufgaben nicht genügen. "u 

Der letzte Absatz sollte in den folgenden 
~1011aten eine Quelle ständigen Streites 
zwischen der Zentralverwaltt1ng w1d der 
Arbeitsge1nei11schaft werden. Bedeufete er 
doch einerseits die Vertagung der freien 
Wahl von Stude11tenvertretungen auf de11 
l'l~ag, at1 dein die Ze11tral verwaltung sicl1er 
sein konnte, daß eine Mehrheit von kom­
mw1istischen Kandidaten gewätut werden 
würde, als(J frtU1estens in einigen Jahren., 
wenn nän1lich die neuet in ihrem Sinne e'r· 
zogene Studentengeneration die alte bür­
gerliche abgelöst 11aben würde; andererseits 
bedeutete die Vore11thaltung des freien 
Wahlrechts auch inuner, den au,genblicklich 
Studierenden politische Unreife ttnd zu 
große Befangenl1eit im nationalsozialisti~ 
scl1en Gedankengut zu attestieren, ein Ver-

11 Stuf.tentischc Arbeitsge1neinschaft in1 Ju­
gendausschuß „ Richtlinien, Berlin Deze1nber 
1945, Landesarchiv Berlin, Abt. Zeitge­
schichte, Quellensammlung zur ,Berliner Zeit­
geschichte Nr. l 0814. 

halte11, daß sich keine Universität fur die 
Dauer von Jahren leisten kann. Daß nlit 
den1 letzten Satz stillsch\vcigcnd cJic 1 ~1n ­
'ft1hrung des imperativen rvtandats crf ol!!tc. 

~ 

ohne daß dies in der Studentenschaft in sei-
nen Implikatiot1en diskutiert \\.'Orden \~'ärc. 
wurde auch später kein Thema von Ausein­
andcrsetzunger1. Bei der allgcn1eincn lJnsl­
cl1erheit über die tatsächliche Berci tsc.:.ha n 
ZLl demokratischem Engagen1ent un<l i111 
besonderen bei der in1n1cr bcstchcnd~n 
MögJichkcit der J:älschung <lcr AngahL·n 
über die eigene pol i tischc Yergru1gcnJ1eit 
bestand über diesen Passus in der Studen­
tenschaft offensichtlich Konsens. 

Die „Studentische Arbeitsgerneinschaft"/ 
~{Arbeitsgemeinschaft dernokratischcr Slu­
denten0 bestand v;eiterhin auf ihrer F orcJc~ 
rung, den Vorsitzenden in demokratiscl1cr 
Wahl selbst zu bestimmen, \Vas ihr - zur ei­
genen Überraschung - schließlich zuge­
standen wurde. Am 13. Juli 1946 stet1len 
sich vier Kandidaten zur \Val11. Erster \ 1 or­
sitzender wurde stud. med. Otto H. 'tlcss 
(SPD), auf den 160 der 325 abgegebenen 
Stimmen entfielen, zweiter Vorsitzender 
stud. phil. Herbert 'Theuerkauf (SED) n.1it 
94 Stinlffien. Stud. med. dent. Horst Jlocg­
ner-,f rancke (parteilos) erhielt 69 und stud. 
phil. Otto Stolz (SPD) 10 Stin·irnen. Beide 
wurden stell vertretende Vorsitzende. 'ßci 
den Studente11 vvar Jiess bekannter un,d be~ 
liebter als Stolz, der \\;'egen seiner scharfen 
Kritike11 in vcrscl1iedcncn I>ubi!katiunen bcj 
der SED schon fast gefutchtet \\'ar. Otto 
Stolz schrieb ,u.a. für die „Berliner Zei­
tung'\ die „Welt der Arbeit" und für ,,Hori­
zont". In Studentenkreisen herrschte der 
Eit1druck vor, daß Stolz und Stolz lieber 
Politik machten als sich urn ihre Studien zu 
kümmen1. (Beide haben ihr Studium nicht 
abgeschlossen.) Zwischen il1nen mag es 
Rivalitäten gegeben haben, doch als spätere 
Herausgeber der Zeitschrift „colloquiun1" 
haben sie zusammen mic anderen l\11tg1ic~ 
dern der SPD-Hochschulgruppe das 
Schicksal der Studcntcnscha.ft an der J luu1-
boldt ... Universität entscheidend geprägt. 
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Die Neueröffi1ung 
AJ11 29. Jru1uar 1946 wurde In einetl1 f eier­
licl1en Akt .die Neueröffn·ung der Berliner 
Universität unter alleiniger Kontrolle der 
Sowjets vollzogen, wie sie in den sieben 
rvto11ate11 zuvor von der sowjetiscl1en Mili ... 

: täradn1it1istrati.o.11 vorber.eltet worden w.ar. 

Die llecl1tsgrundlage war der ßefel1l der 
SMAD an den Pr.äsideaten der Zentralver­
waltu11g für Volksbildung, eine Universität 
zu eröffnen. In ei11e1n ve1traulichen Bericht 
des Leiters des Studentenreferats bei der 
Deutschen Verwaltung für Volksbildung, 
Rudi Böhm, flir den Kulturausschuß des 
„Deutschen Vo1ksrates0 heißt es dazu; „Auf 
Grund dieses Befeh.ls .„. wurde am 20. Ja­
nuar 1946 die Universität Berlin eröffnet „ 

t1i.cl1t wiedereröffnet. Es ist vennieden wor­
den, ru1 die alte Universität, die bestan·d, 
a11zuknüpfen, s,ondern es ist eine neue 
Scl1öpf un& eine 11eue Anstalt, die hier ge­
gründet wurde ..... n 12 Be·i alter Enttäusehung 
der Professoren über die Amerikaner: Die 
Sowjets hatten gel1andelt und die Uni er­
öffn·et „ u·nd sie versprachen den Professo-
1·e11 viel. Es war die Stun.de der großen Illu­
sionen, fast niemand von ihnen wußte, was 
eine sowjetische Hochschule war, und daß 
die Sowjets di.e Absicl1t 11egten, die Berli-
11er U11iversität „ wie auch die a11d·eren 
Hoc·hschulen il1res Ei1nflußbereichs - nach 
diese111 Muster un111ufu1lktionieren. Es 
zeigte sich, daß die bis dahi11 verfolgte 

S.a.nfte0 Politik gege11über de·n bürgerlicl1en '' . . 
Studenten und. Professoren nicht Auswir-
kung eines liberalen K.9nzeptes war, son­
dern eine notwendige Ubergangsphase bis 
zur l:leranziehung einer neuen Generation 
der kom1nu11istiscl1en Partei verpflichteter 
Studenten und Dozenten, die bereit war, die 
alma mater als Parteihoc·hschule zu akzep­
tieren. 

Hier ist die Geburtsstunde d·er Freien Uni­
vers-i'tät: Gege.n diese Vergewaltigung des 

12 'ZiL n. Kotowski, Georg;, Der Ka111pf urn Ber­
lins Universität, in: Veritas, • lustitia * Liber­
tas - 0<>..f '-'_nlec;chrift zur 200„Jahrfeier der eo„ 
Jumbi.a-l:.11.. _,-s1ty New York, Berlin I 954, S. 
18. 
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Hu1nboldtscl1en Geistes regte sich bald Wi­
derstand, der ei.nzige, de11 die, Universität 
bis dah'in hervorgebracht hatte. Er wurde 
erleichtert durch die Teilung der Stadt, 
durcl1 die neue11 Eim·ichtungen der von den 
anderen Besatzungs111äcl1te11 „verordneten 
De,n1okra.tie'' (Pirke·r). 1111 anderen l"'eil der 
Stadt ko1u1ten die Stude11te11 - vor .allein. sie 
leisteten den Widerstand - ihre Kritik for­
mulieren und öffentlich machen. Die Zei~ 
tungen nahmen sich im beginnenden Kalten 
Krieg nur zu gern der Mißstände in der 
„Zooe0 und in Ost-Berlin an .. 

Studenten 

Die erste Generation der an der wiederer­
öffneten Berlin·er Universität wie auch an 
den anderen deutschen Hochschulen Stu­
dierenden zeichn·et sich durch eine beson­
der.e-politische Abstinenz aus_ Zum g~ößten 
Teil in der Weimarer Republik geboren, 
l1atte sie die Arbeitslosigkeit der Weltwirt­
s·chaftsk.rise miterlebt; ihre politische .So­
zialisation war in der Propaganda des 
.,,Dritten Reiches" erfolgt„ In den Scbützen­
_gräben hatten die jungen Soldaten nicht ge­
rade Zeit und Muße gehabt, über die Ziele 
der Politik des NS-Re.gimes oder gar die 
politische Rolle des Staatsbürgers in einer 
politiscl1e11 Diktatur nacl1zudenken. Diebe­
dingungslose Kapitulation der deutschen 
Wehrmacht,. die sie als „Zusammenbruch" 
erlebt hati[e11, zwru1g sle zu der Erkenntnis, 
daß die Nazis den Krieg verloren hatten; 
das n1achte sie je~ch n·och .nicht zu Antifa­
schisten. Erst kam für sie das fressen und 
dann die Moral. Die politische Unsicherheit 
gegenüber den Siegermächten, die totale 
Unerfahrenl1eit im Umgang m.it demokrati­
schen Institutionen als kontrollierbaren In­
stanzen, die die Einmischung des einzelnen 
nicht u-nter Strafe stellten, sondem sie gera­
dezu forderten, die aktuelle Notlage., die ei­
nen Großteil der Kräfte zur Bestreit,un:g des 
täglichen Lebensunterhalts in Anspruch 
nahm, dies alles forderte unter den Studen­
ten die Haltung, sich ausschließlich auf das 
Studium zu konzentrieren und es möglichst 
schnell abzuschließen, 

\ 
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Poliliscl1e Studentengruppe11 waren an den 
lJ11iversilätet1 die Minorität. Die l)niversi­
tätszeitungen der Nachkriegszeit si.nd voll 
vo11 Klagen der Stt1dentenvertreter über das 
Desinteresse dieser Studeillengeneration ru1 
jcglicl1er .Art von studentischer f\1itbestirn­
n1ung wie an politische1n En.gagen1cnt 
überhaupt. f>olitische ßetätigur1g der Stu­
denten, insbesondere parteipolitisch ausge­
richtete, wurde auch von den Professoren 
nicht gern geseher1. Prof. Dr. Joharmes 
Stroux, der von der SMAD eingesetzte 
Nacl1folger Prof Sprangers als Rektor der 
Universität Berlin, hielt studentische Orga-
11isatio11en in den Parteien fur nicht wili1-
schenswert. Besonders zu einer Zeit, zu der 
die Studenten nocl1 nicht offiziell immatri­
kuliert wären, würden sie sich durch ihre 
politische Arbeit als Universitätsangehörige 
darstellen~ was sie in W ahrl1eit nicht seien. 
Die Mehrza11J der Stude11ten sei olu1ehin 
nicht atl .Politik interessiert und das beste 
Mittel gegen zu viel politische Aktivität sei 
die baldige Eröffnung der Universität. ll 

Die wenigen politisch interessierten, bei der 
Gründung der FU aktiven S tU(lenten kamen 
aus den Gefangenenlagern. Sie waren zwi­
schen 25 und 35 Jahre alt und hatten die 
Unfreil1eit itn Natio11alsozialismus ·bewußt 
n1iterlebt. Die Russe11 waren fur sie d'ie 
Befreier; außerdem zeigte11 die Sowjets als 
einzige lnteresse fur die Belange der Stu­
denten. (Die amerikru1ische Erziehungspo­
litik beschränkte sich anfanglich fast nur 
·auf das Scht1lw.esen.) Es herrschte weitge­
hend eine „naiv-rosa verklärte" emotionale 
Stimn1ungslage; Goebbels „l1at uns immer 
beschwindelt, und so wird er uns auch in 
bezu.g auf die Sov-1jets beschwiJ1delt l1aben„!' 
Die stalinistischen Stiuberungsaktionen 
hatte man kaum zur Kenntnis genonunen„ 
Und die Kulturpolitik der deutschen Ko1n-

13 Gespräch von c:aptain Paul F. Shafer (AKEC) 
mi.t dem Rektor der &erliner Universität, Prof. 
Dr. Johannes Stroux, tJ S Headquarters BerJin 
District And Headquarters First Airborne Ar­
my, Report concerning present status of the 
University of Berlin, 8 December 1945, OM· 
GUS 315 297 "Berlin: General And 
R,eopen ing0
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munisten., die sich im ersten Nacl1k.riegsjahr 
ir1 Berlin noch zurückl1ieltcn, cn1pfand n\Ull 

eher als liberal denn a.ls autoritär. ' Unlso 
e.nttäuschter waren die Studenten, als sie 
erkennen rnußten, <laß Sov1jets .und deut­
sche Kommunisten die Freiheit "vic<l<:r aus 
l lochscl1ulcn und Uni vcrsitäten vcrbanrneu 
und diese zu reinen J>artcischuleo dcgru· 
diert-en. ltn Gegensatz zur Parteiebene~ \\'O 

sich die KPD wieder konstituierte, gab es 
nac11 1945 an den Unive.rsitätcn keinen ci " 
genständigen kommunistischen Studenten~ 
verband mehr. Stattdesse11 \\'Urden auf In­
itiative der KPD auch in den Städten der 
sowjetischer1 Besatzungszone uAnti faschi~ 
stische Jugendausschüsse'' eingerichtet, aus 
denen Ende Februar 1946 die nFreie Deut· 
sch.e Jugend'r (F.QJ) gebiJdet "vuirde~ Durch 
vorbildliche J\rbeit in diesen Uberpartci li­
ehen Ausschossen sollten die KJ>D-
1V1itglieder die fv1ehrheit der Jugen<llithcn 
auf ilrre Seite ziehen. 

· In de·n folgenden Monaten verschärften sich 
die politischen Differenzen Z\v'ischen den 
studentischen Vertretern auf der einen und 
dein Magistrat und der SN!AD auf der an­
deren Seite - besonders in der frage der 
Zulassung und der Eröffnung der Univer­
sität u11ter Viennächtekontrollc - , so daß 
organisatoriscl1e Konscquenz.en der zustänw 
dige11 Veraalturtgsstellen n1it d,em Ziel der 
Disziplinierung zt1 erwarten \'larcn . Zun~ 
Progranun der SMAD gel1örtcr1 1nassi,·c 
Eingriffe in das Zulassungsverfal1rcn fUr 
Stude11ten ebenso wie in die. Zusamn1enset­
zung der Studentenvertretung. 

Das bisher geübte Wol1lverhalten seitens 
der Studentenvertreter hielt nicht lange vor. 
Zum Eklat kam es anläßlich der Feiern zun1 
l. Mai. Ganz unter dem Eindruck der am 
20. Apri~ 1946 in der SO\vjetischen Besal· 
zungszone U·nd im sowjetisch besetzten 
Sektor Berlins dur~hgesetzlen Vereinigung 
von k.PD und SPD zur SED \varen an der 
Universität neben den Fahnen der Besat­
zur1gsmächte auch rote Fahnen und ein 
Transparent n1it dem neuen l'artei-En1blcn1. 
zwei ineinandergreifenden J-.Iänden, gehißt 
worden. Lautsprecherwager1 \Varben ftir 
den Sieg des Sozialismus. 
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Ei11e Gi·tlppe vo11 ca. 30 i\1ilgliederrl der 
Studenti.scllen AG, ~~ohne Ausnahme ·ctner­
ka111tte Opfer des. F aschis1nus bzw. nach"' 
\Veislicli aktive Antifascl1isten"„ protestierte 
da&egcri i11 ei1re111 Brief~ der an) S„ Mai dem 
llektor der l3e1·li11er U.niversität, Prof: Dr.. 

•ii 

Jol1anne_s Stroux., und gleichzeitig der Qf ... 
f et1tli~llkeit übergeben Wltrde. Unterzeicl1-
ner waren u.a. Joa.cl1ii11 S·chwarz, t~Ielruut 
Coper, ·Georg Horst Hattwich und Otto 
1-less~ Die Gruppe b·ekaru.1te sich ausdrück­
ticl1 dazu, da13 die akademische J.ugend am 
1. Mai die \.Verktätige Bevölkerung grüße, 
u11d aucl1 dazu., daß die Palmen der alliier­
ten Siege1111ächte an der Universjtät gezeigt 
\Vürde11, ,,Aber wjr unterze1chn~ten Stu ... 
dente-n und Studentinnen · aller Fakultäten 
erheben öffentlich und ln aller Form Protest 
dagegen, daß an der Universität Fahnen 
u11d Svmbole politischer Parteien gezeigt 

. ,verden, Die Universität dient der WissenM 
scl1aft ut1d Bildung und ist keine Pa1teii11· 
stitutio14" Wir bittetl, in Zuku11fl von der 
A11bringung derartiger Symbole Abstand zu 
t1el1111en. 014 

Georg Wrazidio \Vurde sofort seine_s Po-­
ste11s enthoben und durch den St,udenten 
Wo.lf (SED) ersetzt, den anderen Unter• 
zeichnem wurden diszipli11arische MaßM 
t1alm1en angedroht. 

Zulassungen 
Eine wesentlic11e V <1raussetzung fur die 
politiscl1e Umorientierung der Studenten­
scl1aft sollte durc·l1 die bevorzugte l1111natri­
k ulalio11 von aktiven Antitasehisten un·d 
solchen S.tuden.ten erreich1t werden, die 
während des Nazi ... Re.gimes- vom Studiutn 
aus.geschlossen waren„ Hier- sind Ansätze 
erk.eru1bar; parat tel zu1n antifascliistischen . 
Block der Parteie11 ei11 Studentenkartell der 
antifaschistischen Kräfte an den Hoc-h„ 
scl1ulen aufzubauen., das den Kern einer 
späteren studentischen Selbstve:'valtung 
bilden sollte„ Es ging jedoch w.eniger dar ... 
um, kon1munisti.sche und sozialistische 
Progran'lmpunkte ar1 den Universitäten 
durcl1zusetzen) als das Wiederaufleben des 

' 

t.
4 Erk.iäruug vo1n S\ tv1.ai 1946, Ul: 0 Der l ·ages„ 

spiegel't vorn 9 . Mai 1946. 
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Korporationswesens oder ru1derer ko11ser ... 
vativer und rech.tsradikaler Trad.iti<.lnen in 
d-er Studeniense}1,aft. zu verhbadern~ 

Zunächst galt es, Kriterien fur die Auswahl 
'der Studie11bewerber zu fi11deti,. Es lag, auf 
der I1and, daf3 sich diese politisch zunäcl1st 
an der unmittelbaren Vergangen11eit ·orien­
tierten: Erstens sollten aktive Antifaschl­
sten aufgenonnnen werden, die sicl1 in der 
Praxis bewährt hatten,, .zweitens Bewerber, 
die zwar bisl1er keine antifas.cl1istiscl1e Pra­
xis aufzuweisen l1atten, jedoelt aucl1 11ie· 
n1als Mitglieder der NSDAP oder anderer 
nazistischer Organisationen gewesen wa­
ren. Auf diese Weise l1ofl\e man, faschisti­
schen Bewerbern den Zugan.g zum S:tudium 
·veiwehren zu können" Die ~unächst ver­
folgte Strategie, das Instrument Zulassung 
ausschließli·ch ztir Abwehr von Nazis iind 
~,Re-aktionären° zu nutzen, wich bald einer 
neuen Zielsetzung. Die Ze11tralverwaltung 
111achte die Brfalwung, daß die bevorzugt 
zugelasse11en Bewerber atls den unteren 
Schicllten der 'Bevölkerung die in sie ge~ 
setzten Hoffuutlge11 tnindestens in einem 
Pwlkte nicht erfililte11: $,ie stellten kein Ge­
gei1gewicht gegen den alten Geist der Uni~ 
versität irn Sitme eines ,~proletarischen Be· 
wußtselnsn· dar, Im Gegenteil! ,~„ .. diese Stu­
denten aus der Arbeiter ... u11d Bauernklasse 
wurden dann hervorragende bUrgerlicb.e 
Studenten, und deren Bewußtsein war dann 
völlig angepaßt an. die Mehrl1eit der bür~ 
gerlichen Studentei1.01~ „, 
Ebenso \Vie die geübte Praxis des Z\lla­
sungsverfahre11s entpuppte sich auch eine 
~dere Strategie als nicht etfolgreich im 
Sinne der Zentralverw-altWlg. Das Bemü­
hen~ bei deii. bisher eingesetzten Studenten­
vertretunge11 ein möglichst breites politi­
sches Spektrum abzudecken und an deren 
Spitze eher Parteilose oder Mitglieder bür­
gerlicher Parteien· zu setzen als bekannte 
Kouununisten, hatte. den Eff-ek:t, daß sich 
diese mehr und mehr mit eigenen- politi-­
schen Vorstellungen auch gegen die Ze11~ 
tralverwaltu11g profilierten und dan1it bei 

1 s lnterview Peter Heiln1ann an1 21 ~S.821 in1 Be· 
sitz des Verfas.sers~ 
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der Mcll.tl1cit der Studenten auf Zustirn­
t11ung stießen, wie spätestens bei den ersten 
de111okratiscl1e11 Wal1len zu1n Stuclentertrat 
hl'l Jru1uar 194 7 offenbar \vurde. Ä11dern 
licfl sich diese Situation crslc11s durch n1as„ 
si ve Veränderung der sozialen Zusammen­
setzung der Studentenschaft bei Z\veitens 
gleichzeitiger Orga11isierung der Neuzuge­
lassenen u11d politisch-klassenbewußter 
Schulung. Bei Fehle11 eines eigenen Stu­
dentenverbru1des der SED konnte letzteres 
nur durch die Partei selber gescl1el1cn. Die 
n1assive Neuzulassung von Arbeiter- und 

' 
Bauernkindern wurde durch rigide Ausle-
gung der bestehenden Zulassu11gskriterie11 
und durcl1 Schaffung neuer Vorschriften er­
reicl1t. Das geschal1 sclu-ittweise. 

111 de11 am 24. Juni 1946 erlassenen ,,J.lin­
wcisen tlber die Zulassung zum Studium" 
wurde ein Negativkatalog aufgestellt, der 
unter den1 Titel „Politische Vorbedingun­
ge11 '~ (fiir die Zulasst1ng) in das Vorle ... 
sungsverzeichnis aufgenon1men \ivurde: 
„Politiscl1 belastete Persot~en sowie frühere 
aktive Offiziere und Reserveoffizjere vom 
Oberleutnant ab aufwärts werden nicht zu­
gelassen. Im einzelnen gelten hierzu fol­
gende Bestimmungen: 

Zu111 Studium werden nicht zugelassen: 

1. Alle el1ernaligen Mitglieder der NSDAP, 
unabl1ängig davo11l in welchem Jalue sie 
gebore11 sind, 
2. aus der el1e1naligen HJ und dem ehema­
l ige11 BDM: 

a) alle ehemaligen Füh.rer (-innen) von 
folgenden Filhrergruppe11 ab aufwärts: 
Jungstammfuhrer, Mäde1r.ingführer~ 
Jungmädelringftlhrerin, 

b) al~e sonstigen el1emaligen Mitglieder, 
die eine aktive Tätigkeit entfaltet haben, 

3~ alle ehemaligen Mitglieder der SA und 
SS, 

4. alle ehemaligen aktiven Offiziere des 
Heeres, der Luftwaffe, der Marine und der 
Polizei, 
5. alle ehen1aligen Reserveoffiziere, die im 
Rang eines Oberleutna11ts und 11öl1er stan­
den, 

6. alle ehemaligen aktiven IlAD- und o·r­
Filhrer so\.Vie alle ehemaligen Fül1rcr von 
Organisation Speer ... Einhe'iten, 

7. alle ehemaiigen AngcJ1örigcn einer ()r­
densburg, einer Nalionalpolitischcn I~rzi<:~ 

htingsanstalt (Napola - Nl'EA) oder einer 
Ado1f„I1itler-Schule, 

8. Kinder, deren Ellern angesehene akti\'c 
Mitglieder der NSDAP oder dcre11 Gliede­
rungen ·,varen, oder gegen deren Eltern \·on 
den Besatzur1gsmächten besondere ~l afl ­
nal1n1en ergriffcr1 wurden (z.13 . V crhaftun­
gen), wenn sie infolge ihrer f aschistischcn 
Erziehung eine Gefahr fur die demokrat i­
sche Gesinnung und Haltung der Stu<lcn­
tenschaft bi Jden. 

Anmerkung zu Punkt l ~8: 

Der Zu1assungsausschuß kann jedoch. An­
träge auf Zulassung zum Studiun1 von Be­
werbern, die unter Punkt 1-8 faIJen, \vei„ 
terleiten und bcfllrwortcnt \\'cnn die Stu­
dienbewerber dokumentarisch belegen 1 daJ3 
sie wälrrend des Krieges oder auch nachher 
gegen den i-:ascl1isn1us gek.ätnpfl habco. 
oder bei den Jal1rgängen 1920 und jünger, 
wenn der Ausschuß einstinunig zu der 
Auffassung kommt, daß eine Ge\vähr für 
ihre antifaschistische Entwicklung und Ein­
stellung vorliegt" 1

(> 

Dieser ,,Arunerkung" und hier \Viederun1 
besonders den Worten „oder auch nachl1crn 
katn eine ausschlaggebende Bedeutung zu. 
In d:er Regel war der dokun1cntariscl1c 
Nacl1weis antifaschistischer ~fätigkcit \\·ill1-

rend des Nazi-Regimes wohl äußerst 
schwierig, we1u1 .nicht urunöglich. Für die 
Zeit nach dem Sieg der Alliierten gab es je­
doch fur den Nachweis ein Dokument, das 
über jeden Zweifel erhaben \Var: Das f\.t i t­
gliedsbuch der Konununistisct1en Partei 
fJeutschlands bzw. der Sozial istischcn Ein­
heitspartei Deutsch1ands garantierte die 
gefordette uGewähr fur .„ anlif aschjstiscl1c 
E11twicklung und Einstellung'' quasi per 

16 Deutsche Zentralve-nvaltung für Volksbildung 
in der So\vj* Besatzungszone, Abt Hochschu­
len und Wissenschafl, (]rund legende l Iin\vcisc 
über die Zulassung zurn Studium an Universi­
tät~n und Hochschulen. 
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definitione1n„ Siel1t man einmal von der 
auch gelibten Praxis der wis·sentliclien Täu ... 
scl1ung durch \'er-schweigen der Vergan­
genheit tib, so bot sich hier eine relativ si­
chere Cl1an.ce des Zugangs zum Studittm, 
zun1al auch bei der Zulassung der sehr we­
ser1tlicl1e soziale .1.~spekt bald l1inter den der 
J>ar.tei111itgliedscllaft zurücktrat. ltn Winter­
se,1nester 1946/47 wurden 1.362 Studenten 
t1eu z.ugelassen"' 434 gehörten politischen 
Parteien an, 348 der SED, 31 der SPD, 37 
der CD,U u11d 18 der LPD, 703 waren el1e"" 
111atige Soldatent 311 stanunten aus d·er Ar~ 
beiterklasse, 41 aus bäuerlichen Sci1ich .... 
ter1. 11 

Bei der mehr und mehr formalisierten 
Auswal1l der Stud.ienbewerber geriet die 
,,zwanglose Prüfungsa.usspracl1e•t mit der 
Prüfungsko1111nission, die über fachliche 
l~ä11igkeiten.t politiscl1e und charakterliche 
Zuverlässi.gkeit der Studien.anwärter urtei-­
ten sollt.e, bald zum Abhaken der Partei­
mitgliedscl1aft und zum Abfragen von 
l~akte11 oder vot1 kanonisierten Lel1rsätzen 
des Marxist11us~ Le11i11isr11us, so z~B.: 

1, Wa1111 wurd·e Stali•1 geboren? 

\Vann vvurde Karl Marx geboren, wann 
starb er? 
An welche Pl1i!osophen lehnte sich Marx 
art? 

(A11t.wort: Fe-uerbac.11 u1}d 1-legel) 

Was ist Sozialisttlus? 

\Vas verstel1en Sie u11ter •·Meluwert„? 
Was bedeutet; „Akkumulation des Kapi„ 
tals„'? , 

Wie heißt das Standardwerk des wissen­
sch·aftlicl1en Sozialismus? 
Welcl1e. Partei der sowjetischen Besat­
zungsz-0ne fuhrt lhrer Meinung nach die 
Theorien vo11 Marx als einzige praktisch 
d,urch? 
\Varum SED? 

t? Lönu~ndonker, Slegv1atd et al.: Freie. Univer. 
siliit„ Be1~li1\ ! 948„1973 ... 11ocbsctn.de i111 Um­
bruc.it1 1~teil 1: ·oegengründuug wozu? ( i 945„ 
1949), Berlitl 1973, S+ 3. „ 
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Wel~her Parte.i gehören Sie jetzt a11?' Wenn 
nein, warum nicht? 

' 

Warun1 sind C.D.U„ und L.D*P. gegen den 
Marxismus?"18 

In der Mediiinischen Fakultät, so ei11 Be­
richt der Dekanin: 
'),Was denken Sie t1be1' die Bodenrelbr111? 

Was v-erstel1e11 Sie unter Demokratie? 
Si_e wo,llen docl1 Arzt werdei1, haben Sie 
denn da tlberhaupt Zeit und Interesse, sicl1 
mit Politik zu befassen? (We11e dein, der 
datm sagte, nein} icl1 kümmere mich nur um 
meir1e Patienten. Er war unrettbar verJo· 
re11)„ 

\VannistBebelgeboren? 
Erzählen Sie etwas über den Stand der 
Friedenskonferenz in. Paris .... ni9 

Ande.r-sh~um: Wer nicht Mitglied der SED 
war, hatte auch bei fachlich l1ervorragender 
Qualifikation weit geringere Chancen auf 
Zulassu11g, wer dagegen „ und sei es aus 
rein opportunistiscl1er1 Gründen „ der Partei 
beitrat, koru1te a.uoh l„ei fel1lender Qualifi­
kation auf \vohlwolJe1i.de Beurteilung recl1-
nen. Das .lttstrutnent der Zulassung zum 
S tudiun1 wurde fast nur nocl11,arteipolitisch 
gehandhabt. 
Die Erfahrung, daf3 qualifizierte Bewerbet~ 
oft we11iger qualifizierten den Studienpla·tz 
äberlassen mußtei1, nur weil diese in der 
l'artei \varen> produzierte eine „Deti1orali­
sierung der Studentenschaft,'die dazu ver­
filhrt wurde> politischen Organisationen 
beizutreten, deren Zi~le sie ablehnte, ja 
verabsch.eute"» 20 G.egen die Zulassungspi-a„ 

• 

Ul Hands~hrifttiche ''Auswahl von Fragen, die an 
nvei Studienbewerber der Juristischen Fakul­
tät gestellt worden sind", unterzelchnet mit 
Gerhard Goetter N~uköJJn., Friedelstr. 48, in: 
OMGUS 297 - 3/S "Berlin University". 

19 Material über die Zulassung der Sfuden·ten 
zun1 Winterseinester 4,6/47 an der Universität 
Berlin, S~ 4. Das 0 Material" ist datiert vom 
22~ J O „46 ohne Verfasser~ A.us deln Inhalt er­
gibt sich jedoch eindeutig als Autorin di1e o~„ 
kanin der Medizinischen Fakultät, Prof. Dr. 
ElseKnake OMGUS 3/S ~ 291 ''Berlin Univer­
si.ty"' 

2° K.otowski~ Georg! Der Kampf·~ a.a„0.,-S. 21 ~ 

. 
"' 
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·xis wurden natürlich besonders in der Pres­
se der Westsektoren schwere Angriffe ge­
ricl1tet. Vor atlem der „TagesspiegelH 
i11acl1te sic:h zum W orttiihrer dieser Kri ti­
ker. Zu den Lizenzträgen1 des j~Tagesspie .... 
gelsu gehörte der Kunstllist<:>riker Prof. Dr.„ 
Edvvit1 lledslob, der spätere geschäftsfub­
ren·de Itektor der .Freien Universität. l.a die„ 
ser Zeitung hatten die oppositionellen Stu­
denten der Berliner u ·nlversität .immer eJt\ 

< Sprachrol1r4 Sie \:Var eine der ersten lnstilu­
fio11e11_, die de·n l~uf nach einer neuen Uni ... 
vcrsität i111 Wesle11 der Stadt aufnal:M11 und 
n1it Nachdruck v.erfocht. 

Der St ude11lertrc1t 

Seit Mitte Oktober ar.be·itete die Studenti· 
scl1e AG a11 eine1n Studenlenstatut für alle 
Hocl1scl1ule11 der so\Vjetischen Besatzu11gs-­
zo11e mit, das am f 7 „ Dezen1ber l 94·6 vom 
l)räsidenten der Zer1tralve:f\~1-altung ftlr 
Volks.bildung als n Vorläufiges Studentea...­
slatut ftlt die Hocl1scl1ulen der sowjetJschen 
ßesatzurigszo11en erlasset1 wi.1rde~ Auf gaben 
der Stude11tet1sci1af\ waren: 
l. Ut1terstützung des Rektors ,,bei der Be­
kätnpfung 1nillt:aristiscl1en und faschisti­
schen Un.geistes und bei der Forde111n.g 
f orts:chrittlicl1en) den1okratischen Denke11s 
u11d Handelnst•; 

2~ Förderu11g des Studiums, 

3. Mi1t1iJfe bei der Verbesserut1g der x11ate­
ti c1l le11 Lage del" Studenten ur1d 

4. Pflege :des kultllrellen und gesellschaflli.,. 
cl1en Lebens in der Studentenschaft. 2• 

Ein Wahlgeschenk erhielten die Studenten 
dazu: Im Januar 194 7 erschien die erste 
Nummer des „FORUM „ Zeitschrift für das 
geistige Leben an den deutschen Hoch ... 
schulenn unter sowjetischer Lizenz„ Her,.., 
ausgeber und Mitglied der Redaktion war 
Rudolf. Es wurde dan1als vermutet~ daß die 

~ 

Zentralverwaltung filr Volksbildung von 
den Bemühungen der Studen.te.n un1 eine 
Lizenz erfahren l1a:tte. und nun ihrerse.its 
sclu1ellstens da$ ,,FORUM.'' ins Leben rief· 

11 Vorläufiges Statut der Stud~ntensclralt. der 
Universitäten in der sowjetischen Besatzungs· 
zone vom 11. Dezember 1946~ 

' 

und wegen der sofortigen uneingeschriink­
te11 Unterstiltzu.ng durch die S~11\D d.u~ 
Rennen machte. Die ersten Nummen1 tlc~ 
,.„Forun1sn bemühten sich noch u111 ein 
breites Spektrutn politischer ~teirrungcn . 
Otto Stolz war n'lit einigen Beiträgen ver ... 
treten. Mit zunel11r:iender Eskalati<>t1 tlc ~, 
Konfliktes VlUrde das .~,Foru,n1° dar1n jedoch 
zum Sprachrohr der SflD ... PoJitik. 
Am 6, Februar 1947 fanden die \\"ahlc11 th.'r 
Fakultatsräte (54) und des Studentenrates 
(23) ao der Berliner 1..Jniversität statt . 

' 

Wal1lberechtigte: 4200 Studierende. \\,al1I-
beteiligung.: 16,4 °1'1„ In die f akultätsrlile 
wurden keir1e SED-Vertreter gq\s.,·äl1Jt. l)a~ 
Ergenis ftlr den Stude,ntenra.t \\~ar SJ1lJ: () : 
CDU: 4; LDP~ 2; SED: 4;. r)arteilo:se: 12. ; ~ 

VerJ1efi u11ge1i 

Die Reaktion auf die fur die SED verlore­
nen Studentenratswahlen 'ließ nic1l.t lat1gc 
auf sieb warten23

• Die Unterdrü.ckun.g tJfJ­

posi'tioneller Melnungen scf)lug in offc11cn 
Terr<lr um. Am 8* Märi-1947 ,:erhafictc der 
sowjetische Abwe.hrdicnst NK \\'D die ini 
Zulassungs.büto. besch·aftig te patt ei lose 
Studenfin Oerda llösch, e-inige 'fage später 
Manfred Klein, Mitglied des .Studentenra­
tes, CDU-Vertreter im Zentralrat der I;DJ 
und .Mitglied der Katholischen Jugend, den 
Studenten Probst und den ehe.maligcn Lei „ 
ter der .,,Studentischen Arbcf ts.gc1nc.in ~ 
sch.aft'', Georg Wrazid1o. \Vrazidlo hatten. 
versch.iedene. Stu,denten in einc111 an1crika„ 
nischen Jeep durch den Q,stsektor llcrJins 

12 Zahle;n aus Presseanßa·ben und Rückschluß aus 
den 'Ergebnisse der \Vahten zum 2. Stud·enten„ 
rat~ P* Nikitin gibt ... ohne Quellenangabe „ fol­
gende Ergebnisse an: SPD: 4; CDU: 3; LDI~, 
l; SED~ J; Parteilose: 19. Er fuhrt das 
schlechte. Abscbne1den der S.ED hauptsä.ch lieh 
auf die Tatsache zurück, daß an der Berliner 
Universitä.t die Tätigkeit polit,ischer Parteien 
erst im Dezemb~r t 94'& Hoffizi.e n~· genehrtii~J 
·wurde. 'Nikitin: Zwisciten Dogn1a. ···1 a.a„0 ., S 
81 ff. 

23' P.eter HeUt11ann sieht als ~lotiv für die Ver­
haftungen außer dern Einschüchterung·srno· 
ment noch die subjek.tive Not\•tend{gkeil der 
ne·ugescJtaffetten Staatsorga.ne fi.1r Staa1ssi­
c'herheit1 s'icli selbs~ durch übertr.ie,be:ne Akti­
vität legitimieren zu müssen. V gL A·ntn4 l S. 
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l ~1ltren sehe11, was allgeinein als Tollkülm- Berliner und die Weltöffentlicltkeit auf die­
'i1cil galt. se Mißstände hingewiesen und gegen sie 
rrotz offenen Protestes des Studentenrates, gekämpft hatten, bracl1te die SMAD und 
·rotz Verteilur1g v'On Flugblättern mit de11 die Zenti-aJvenvaltung jedoch nicht zur 
'\Ja111en der drei Verl1afieten h11 Stadtl1aus Un1kelir: Sie erhöhte nac11 Gründung der 
!' 011nte11 die Studenten keine ordentlichen Freien Uni\'ersilät den Druck weiter. Als 
l 1cricf1tsverfahren flir i11re Kon1n1ilitonen die Studenten der Humboldt-Universität in 
durchsetzen. A111 27. März \)at der Präsident einen1 Brief Prof. Solotuchin un1 M.itl1ilfe 
.ll!r Zer1tralverwaltu1.}g für Volksbildung, bei der Aufklärung über die Gründe der 
Paul Wa11del, bei der sowjetiscl1e11 Militär- Verl1aftungen baten, empfing dieser den 
r~gierung un1 eil1e Stelluagnalune zu den Vorstand des Studente1uates am 1. April 
V'crhaflu11ge11, die diese aucl1 ei1eilte. Atn 1947 und erk.lärte, die Personen seien niclit 
2 8. M.ärz erschien in der Ostberliner P.resse in iltrer Eigenscl1aft als Studenten, sondern 
'..! in Konununique~ das die sowjetische als deutsche Staatsbürger verhaftet worden. 
l( o1n111andantur einem Vertreter des Nac}1„ Es sei in1 übrigen nicl1t Sache der Studen­
ricl1tenbilros der Sowjetischen Militärver„ ten~ sich mit dergleichen AngeJegenheite(l 
\valtung übergeben l1atte: ,;ln1 März des zu beschäftigen u11d der sowjetische11 Be­
ial1rcs wurde11 secl1s Personen wege11 ge-. satzungsmacht vorzuscllfeiben, wer zu ver­
hcin1cr fascl1tst.iscl1er l~ätigkeit (Aufbe·wali- haften und wie dabei vorzugehen sei.. Er 
rung von Wafle11 u11d anderer Verbreche11 v · habe von1 Studentenrat el1er erwartet, daß 
t;ege11 .die Besatzungsbehörden) verhaftet dieser sich öffentlich eindeutig gegen jegli­
l J nler de11 Arrestierte11 befinden sich die cl1e faschistische . Aktivität ausgesprochen 
i..; l ude11ten Wrazidlo, Gerda Rösch, Kleiti l1ätte~ statt den Eindruck zu erweckeU; Stu­
und Probst. Letzterer ist~ wie festgestellt de11ten zu schützen, die „wegen bewiesener 
\VUrde, ein el1et11aliger aktiver SS~ fascJ1istischer AktiVitäten*f Verhaftet WOf­

:\ngehöriger, der seinerzeit die SS-Schule der1 seien. Einen Beweis dafür lieferte attch 
11bsolvierte und durch trügerische Manipu- er nicht.2

s Das Amt rlir Gesamtdeutsche 
, lationen it1 die u _niversität gelangte. Die fragen des Verbandes Deutscher Studen-
l Jntersuchung ist 11,0c-h nicl1t abgescltlos- tenscl1aften teilte später mit, daß Manfred 
\en. 11 Die Naclu·icht über „vielfaches Ver- Klein und Georg Wraz.idio zu je 25 Jallfen 
.;cl1winden*', so habe der Vertreter der So- Zuchthaus verurteilt worden waren. Georg 
\Vjetischen Kommandantur erklärt, sei er- Wrazidlo blieb bis Oktober 1956 in Haft. 
diclttct und ziele darauf, die öffentliche Diese Verhaftungen waren nicl1t die einzi­
\11einu11g zu irritierer1 und Unruhe unter den gen. Eine Liste der ar11erikanisctien Militär-

! 13erliner ·Studenten hervorzurufen.2
"' regierung i11 Berlin vot11 30t Juli 1947 weist 

1 Scllo11 die Tatsache, daß die Ostberliner 4,0 Falle erfolgreicher oder versuchter Ent­
Presse über die Verhaftungen von Stude11- führungen mit Namensangaben tmd nähe­
ten - im Unterschied zu den meisten ande- ren Angaben zwn jeweiligen Tathergang 
ren Verha ftungen - überhaupt bericl1tete, auS16

, eine spätere der SPD 6 455 !17 Eine 
Lcjgt, daI3 dru11il ein besth111nter Zweck 
verfolgt wurde, r1ämlicl1 die Studenten ein„ ~ 
1.uschüchtern, die weiterhin versuchen 

25 
Office Of Military Government „ Berlin Sec-

\Yollten, sicll gegen die Uinwandlung der tor„ CiviJ Administration & PoUtical Affairs 
l3erliner Univers.i'tät in eine p· olitische Ka- Branch, Weekly Political lnteUigence Report, 

Cot1fidential, Number 17, 28 March - 3 April 
derschul~ unter Aril·eitung der SED zu weh- l 947, OMGUS \/4 - 133 "Soviet Arrests and 
rcn. Daß die politiscl1en Studenten auf die- Missing Persons" . 
.;cr1 Druck schließlich n1it einer Revolte 26 Office Of Military Government - Berlin Sec­
rcagierten; nachdern sie ~onatelang die tor> Co1npilation of Reports from Pubfic 

, -f 

_„ HNeues Deutschland'' vo1n 28. März 1947. 

Safety and Civil Administration Branches, 
OMG Berlin Seetor, regarding Abduction and 
Apprehension of Gerrnan Nationals, APO 742-
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nacll Angabert des Amtes ftir gesamtdeut­
scJ1e l7ragen des Verbandes Deutsch.er Stu­
dentenschaften von Marianne und Egon 
Erwh1 Mtil ler angefertigte Liste nennt 407 
Na111en von bis zum Juni 1953 verl1aftete11 
un<l verscl1lepple11 l'>rofessoren u11d Stu­
dcnle11.2~ Auch in anderen Universitäts­
städte11 ereigneten sicl1 regelrechte „ Ver­
hafiungs-wellen".19 Falls ilberl1aupt~ wurden 
die Verhaftungen zunelm1end t11il Spiona­
getätigkeit begründet.3

(; Bei den Studenten-

A, US Artny, 01\.10US 1/4 - 133 11 Soviet Ar­
rests And Missing Persons l 946-49". 

27 "Pol.itisch organisierte Personen: gesamt 185„ 
Berlin 82t Zone 103; Personen ohne Parteimit­
gliedschaft: 1.737, 1.43 S, 302; JugendJiche; 
1.584, 354, t .230; NSDAP-Mitgfi.eder, Berlin 
und Zone: 2.949." Report on persons kidnap­
pcd all.er June 1945 in Berlin and tbe zone as 
of Dec 19471 OMGUS 1/4 - 133 °So\liet Ar­
rests and Missing Persons". 

28 Müller, Marianne und Egon Envin: 11 
• • • stünnt 

die 1::eslung Wissenschaft!u - Die SovvJetisie­
rung der 1nitteldeutscben \Jniversitäten seit 
1945, Berlin 1955, S. 363 ff. 

29 So irn Spätsonlrner 194 7 in [,eipzig. Vgl. 
Müller, a.a.O .• S. 99„ 

30 Die SED erklärte z.B.t die. Verhaftungen der 
L.eipziger Studenten se'ien aufgrund '0 sensatio­
neller Enthüllungen" des ehemaligen Jenaer 
Studenten Scluniedl Ober die "Spionagetätig­
keit des OslbUros der Schumacher·SPDu er­
folgt. "Forum" Nr. 2, 3. Jg. 1949, S. 19. In der 
Tat gab es unter den Verhafteten einige1 die 
fur westliche f\1Hitärdienststellen Berichte 
liber die Lage an den Uni'V-ersitäten gegeben 
hatten. Der Dresdner Gerd Wagner verant­
wortlich fur die Jugendarbeit der LDP in 
Sachsen, besuchte innerhalb seiner Parteiar­
beit regelmäßig Berlin. Gewöhnlich sprach er 
dann auch bei der Y outh Activities Section, 
Education .and Religious Affairs Branch der 
AnH~rikaner vor und berichtete dort über Ju­
gendarbeit in Sachsen: Uber die fünf Jugend­
schul.en der ·poJ, ilber die Länge der Kurse, 
über die FDJ-.Konferenz auf dem Hohen 
Meissner, über Auseinandersetzungen inner­
halb der Berliner FDJ Z\vischen Axen FDJ, 
Kessler FDJ, und Kerner FDJ, auf der einen 
uMdHonecker und Brasch FDJ auf der anderen 
Seite, weil letztere nicht bedingungslos die 
Parteilinie vertraten etc* Das Dossier nennt ei ... 
nige 'Terrnine Wagners beirn zuständigen ame­
rikanischen Offizier Tracy StrQng1 j r l7. März, 
1., 10. und 25 . April und 7~ Mai 1947. Wagner . 

räten n1achte sich Unsicl1erheit u·ntcr den 
nicl1t der SED angehörenden Mitgl icdem 
breit, da diese überzeugt waten, daß sie von 
SED„Mitgliedem bespitzelt \VUrdcn. 1-rotz..~ 
detn setzten sie ihre Arbeit fort, in ßcrlin 
vor altern unterstützt durch die f>rcssc in . . 

den Westsektore11. Natürlich l1attcn die 
Verl1ailungen iltre psychische \Virkung au f 
die Studenten nicht verfehl!, ur1d allge.n1cin 
glaubte kaum noch jemand ernsthaft ar1 ei­
ne Zusammenarbeit mit den SED· 
iYlitgliedern in den Sludentenrtitcn. '!'rotz~ 
dem hofften viele, daß die SED hauptsäch­
lich um des demokratischen l1nages \ville11 
von weiteren Verhaftungen Abstand neh­
men würde. Daß die SED die „bürgerli­
chen0 l·loc11scl1ulgruppen \vcitcrhin bestc­
l1e11 ließ, Uln so deren exponierteste V cr­
tteter besser ·unter Kontrolle zu l1abcn1 i5-l 

eine nal1eliegende Vermutung. 

Auf der K,o·nferenz der Vofksbildungsn1ini­
ster der sowjetischen Besatzungszone atn 
l ß_/19. März wurde der Ent\\'urf ftir eine 
Disziplinarordnung angenornmen, nach 
den1 Studenten, die „antidcrnokratischc An­
schauungen verbreiten oder an ihrer Ver­
breitung mitwirken°, fristlos der Universität 
venviesen werde.n sollten. In der Praxis 
hieß das, daß jeglicr1e Art von Opposition, 
von der Parteilinie abweicllende lvteinun­
gen oder Widerspruch gegen die Zu las­
sungspolitik i1acl1 parteipolitischen G«­
sicbtspunkten als Grund fur .die Exrnatri­
kulation herhaltc11 konnte. 

.Das „ colloquiunz" 

Erster sicl1tbarer Erfolg der Bemühungen 
der Studenten um Unterstützung durch die 
West„Alliierten \var das Erscheinen des 
„colloquium ... Zeitschrift ftlr junge Akadc~ 
miker" im Mai 194 7 unter an1erikanischer 
Lize112 und mit atl1erikanischer finanzie.l ler 
U11terstützung.1 t Grundlage der Z.eitschrift 

verschwand Mitte Oktober. Otv1GUS l/S • 297 
•
1Youtb Activilies''. 

31 z B. d. l u • (' z . h0 
II . •• J d .. . urc 1 e1nma 1ge usc usse . . „ n a -

dition, there have been a number of sn1all onc­
time grants for \Vorthy causes: D-f\.1arks \Vest 
l 000.00 for the Bischoefliches Ordinariat f or 
Catholic Youth Relief \Vork, O-fv1arks \\'est 
500.00 to the Oom Bosco School, DMMarks. 
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.„c0Uoquiun1" sollte „die geistige Ausei11a11-
<lers~etzung und Klärung der jungen Aka­
den1ikergeneration sein, das heißt; genauer 
gesagt, der G1eneration der z ,wanzig- bis 
Vierzigjältrige11 .... Frei11eit, Humanität und 
f'vlcnsche11recl:ite si11d für 'Utls u11veräußerli­
che W crtc, u,11d jeder, der s'ie anzulasten 
\~agl, wird V'OO u11s u1111acl1sicl1tig bekäI11pil 
\Verdc11„ .„. Wir wolle11 es rul1ig ausspre-­
cl1el1, wir werden auf diesen Seiten alles 
kritisieren, was der- Kritik wert ist. Kritik 
1u11 ·der Kritik willen aber lelu1en wir ab. ''32 

Die Zeitsclrrift erscl1ien ruit ei11er ·startauf­
lage vo11 10 O,QQ Exen1plaren, Herausgeber 
\Vraren der Vorsitzende der Studentischen 
Arb,eitsgen1einschaft, Otto H. Hess, und der 
vo11 der SMAD abgesetzte erste Vorsitzen-­
de des HZentralausschusses der Studenten­
scl1atl11, Joacl1il11 Scl1warz,; der gleichzeitig 
Cl1efredakteur war. Auffallig ist, daß weder 
in\ progra111111atiscl1en Beitra,g „Zum Geleit11 

noch ii1 den folgenden Artikeln ß ,egriffe 
\Vie ,,at1tifaschistiscl1„de111ok.ratiscl1e Erzie­
hl1t1g" oder ,;reaktiot1är-diktatorische Ein-
11 üsse" auftauche,n. Daftlr fallen einige la-

- ' ' „ •• 

teinis'che Zitate ohne U'bersetzung 0auf 
(„Plenus ·venter non studet libenter", „D~ 
gustibus non est disputandum"), die Rück­
schlüsse auf die angesprochene Leserschaft 
zulassen. 
I>arteipolitik W'Ollt.en die tlerausgeber n.icht 
be'lre1iben., „ntcl1t etwa, weil wir nicht 
kön11te11,, sond,ern wejl es u.nser Prinzip .istu. 
In1 Beitrag „Das kleine C·otl,oquiu111u, eine111 
fi11gierten Ges,präch zweier Kommilito,nen, 
ko111111t darm endlich dle erwartete Anspie­
lung auf das „Forum": „' ... A,ch, unter ame~ 
rfkanischer Lizenz. Dann gilt für unsere 
K,0111111ilitonen vo11 Rostock bis Jena und 
aucl1 1-Ialle wieder: colloquium non es.t 
agitandum plebem ! ' - 'Dafür haben, sie ja 
ilrren Markt: cum >Foro< uti foro!"31 (M'it 
den1 >Forun1< sich den bestehenden Ver-

West 500.00 to the Free University student 
paper 'C'olloquiun:i · „ . 11 "Reorientation in, Ber­
lin: a Balance Sheet", gezeichnet: '1C,BG/he1 

25 M,ay 4911
• orvtGUS 2/4 - 11 ''Hlgher 

Education". (Fehler hn Original) 
32 

II 11 . 'r . .'II 1 J ~ N . i M. ~ 1'9" 47 s 1· f eo , oqu•un1 , . g., r. 1., at . , . .. 
-

33 ebda., S. 2-9. 
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l1ältnisse11 anpas.ser1!, S.L.) Das war scl1011 

eine deutliche Abgrenzung zur Hochschul· 
politik der z ,entralverwaltung. Ein Mitglied 
der Vorstudienanstalt war kaum in der La­
ge, das zu, verstehen., Hier krun ein we11ig 
Dütlkel a11s Licl1t:' M,an nalm1 diese E111por­
kö111ttll.inge ol111e ecl1te tnalura 11iclit ftlr 
vo.llwertige Studenten. Der ausdrücklicl~-e 
Einscl1lull der bis 40-jälrrigen in die ,ju11ge 
Ak:adei11ikergeneration" war die „bürgerti ... 
cl1en Interpretation der Absicht der sowjeti­
scl1en Militärverwaltung, m:öglicl1st nur 
junge Leute zu111 Studiu111 zuzulasse11. Die 
ersten Nummern des ,,collo.quium" entl1iel-
ten sich allerdings jeglichen Angriffes ·auf 
die SMAD oder die Zentralverwaltung. Die 
Verhaftungen und Entfüllfungen von Stu­
denten wurden nicht eiru11al erwälmt, ge­
schweige de1m Forderunge,n nach orde11tli- ·· 
chen Gerichtsverfallren o.ä. erl1oben„ 

Pädagogiscl1e Fa,kultä:te11 

lm Winterse111ester 194 7 /48 erließ die 
SMAD den Befel1l zur Gründ,ung vo11 Päd­
agogiscl1en Fakultäten. Ebenso wie die et­
was später gegründeten Gesellschaftswis­
senschaftlichen Fakultäten die alten Juristi­
s,chen Fakultäten ersetzen sollten, waren die 
Pädagogischen dazu a,usersehen, auf lange 
Sicht die Philosophischen Fakultäten als 
Lehrerausbildu11gsstätten überflüssig zu 
machen. Entspre·chend den gesellschaftli­
chen Umscl1ichtungen in der sowjetischen 
~.esatzungszone ~olltel\... auch die Un~vers_i­
taten umstrukturiert werden, um fur :die 
aktuellen tagespolitischen Aufgaben beim 
Aufbau des demokr,atischen Sozialismus, 
gen.ügend, Fachkräfte zur Verfügung zu ha­
ben. Die „Träger des neuen Staates" sollten 
i11 ihrer id,eologischen Einstellung mög­
licJ1,st ,~f ortsclrrittlich u sein, was aktive 
SED-Mitglie.dschaft bedeutete. Da es bei 
den Abiturienten an ,geeigneten Bewerbern 
mangelte; wurden auch Ne·ulehrer und an­
dere Bewerber zugelassen. Die K.ommis­
sionen, die darüber zu befinden hatten, wa„ 
ren mehrheitlich mit SED-Mitgliedern be­
setzt. Die Pädagogischen Fakultäten unter­
stand,en direkt der SMAD~ die Studenten 
erhielten weit höhere Stipendien als andere 
( 140 Mark pro Monat war normal)„ das 

• 
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S1uuiu111 war kost.c11los. Die Dekanate 
setzten die verbind:tichen Studienpläne der 
t>ädagogischen Fakultäten fest. Das Studi­
un1 scl1loß nach secl1s Sen1estem mit der er ... 
ste11 Lel1rerprüfung ab, nach zwei weiteren 
Sen1estei-n u·nd der ·zweiten Lel1rerprüf ung 
wurde tlic Berechtigung zur Lehrtätigkeit 
ru1 de11 obere11 Klassen der Einl1citsscl1ule 
erteilt. 

Die Wa/1le11 zunz 2 .. Stude11tet1rat 
' 

Zu den Neuwal1le11 det Studentenräte An· 
fang <lcs W ir,tcrscn1eslers l 94 7 / 4 8 waren 
wiederu1n Kandidaten der ,,bürgerlicl1entt 
1>artelen zugelassen. Mitte November faflte 
der Studentenrat einen einstimmigen Be­
schluß: „Der Abschlußtermi11 fur die Kan­
di<late1u11el<lu11g zun1 neuen Studenie1ual 
und da1nit die WnhJ überhaupt. wird so lan­
ge l1inausgcschobe11, bis die seit neu11 Mo­
naten schwebenden Disziplinarverfaliren 
gegen die Medizinstudenten Hartn1ann ur~d 
C\v1ck geregelt sind. n Beide waren im I.;e­
bruar \Vegen politiscl1er Vorkommnisse bei 
den Vorklit1iker11 von der Kandidatenliste 
gestricl1en worden, weil ein Diszi·pli11ar­
verfallfen gegen sie eingeleitet worden war. 
Daß nach neun Monaten inimer noch keine 
Entscheidut1g gefallen war, erregte aucl1 die 
SED·-Mitglieder. Otto H. rless erklärte ge­
ge11,über der Presse, er kö1me es nie111ande1n 
übelneflmen> we1u1 er unter diesen Um·stän­
den keine Lust verspüre, zun1 neuen Stt1-
de11tenrat zu kandidiere11. 

Aucl1 zu den zweiter1 Studenterlfats\vahlet1 
an der 1-lumboldt-Universität gaben die 
l·locl1schulgruppen der drei nicl1t­
komn1unistischen Parteien wieder eit1e ge­
n1einsame WahlempfehJung, dje von den 
Studenten \lleitgehend akzeptiert wurde. 
Die W al1len anl 11. Dezember l 94 7 bracl1-
ten eine Wahlbeteiligung von 75,S %. Von 
den 30 Mar1date11 entfielen zwei auf Kar1di­
date11, die - meistens nur u11gern - eine 
SED-Mitgliedscl1afi an.gegeben hatten (eins 
weniger als bei den Wahlen im Februar), 
die SPD etl1ielt drei Sitze (-3), die CDU 
drei ( • l ), die J_.DP eii1en Sitz (-1 ). Auf die 
J>arteilosen entfielen 21 lV1andate. 111 der 
Philosopl1iscl1en Fakultät erhielt der V orsit-

zcnde <ler SI>D-IIochschulgruppc, Utlt) 

Stolz, 01etU' als zwei Drittel der Stin1111c1t 
in der Jutistisc,hen Fakultät \\'urde der \ 1or­
sitzende der „ CDU-Hochsehgruppe, Ernst 
l3end~ gewählt. Die ge\\'ählten St:IJ­
Mitglieder waren Studenten <lc:r neu eingc· 
rh~l1tetcn "1'ädagogisc11c11 F'akultät„. 

"Relegatio11en" 
Am 16. April 1948 \Vidcrricf <lcr J>räsi<lent 
der Zcntralve.nvaltung für Volksbildung. 
W an<lel, seine Z.ustimn1 ung zur lnHnatr i. 
kulation der Stude11tcn Otto Stolz (SI'l)J. 
Otto H. I-Iess (SPD, erster frei ge\vill1ltcr 
Vorsitzender der nStudentischcn Arbeits· 
gemeinschafti') und Joachim S·clt\\'Urz 
(CDlJ) ,.,in1 I-Iinblick auf die in Ihrer f)Ubli­
zistiscl1er1 Tätigkeit liegende \ 1 crJctzung 
von Anstand und Würde eines Studieren· 
den"_ Offizieller Anlaß für die nlle.lcgation'' 
war eine in1 Januar in1 „colloquiun1'1 ver­
öffentliche despektierlich Glosse über <lcn 
Akt der ftektoratsübergabe an l>rof. Dr. 
Hennann Derscl1, ir1 dem auch auf dessen 
1934 erschiene11 Kon11nentar z.un1 .. ,Gesetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit" hinge ... 
wiesen wurde.1

• 

Ungefahr 2000 Stude11ten beteiligten sich 
am 23. April 1948 an einer Protestver„ 
sammlu11g im Hotel Esplanade, auf der von 
den Studenten. zum ersten Mal öff entlieh 
die Einrichtung einer separaten ,..freien" 
Universität in den West-Sektoren gefordert 
wurde. Dies war die Initialzündung. \\'äh ~ 
rend .der von den S<)Wjets verl1ängte11 I31ok ... 
kade arbeiteten die oppositionellen Stu­
denten zusam:rnen n1it den Amer.ikanem, 
dem Senat und dem „Tagesspiegel11 fieber­
haft fur eine neue, freie Univers ität. Einen 
Tag später \Vutde det amerika.niscbc Jour­
nalist Kendall Foss auf seinen \Vunsch von 

34 11 ll · . u ·2· J N J J . 94 ° S ""-• eo oqu1um , . g„, r. „ . anuar 1 o·, .L.Lt. 

in der Schrift zuin 1 SOj.ähreigen Bestehen der 
Hun1boldt-Universität und zunl 250jährigen 
der Charite "Die HurnboJdt-Universität. Ge­
stern - heute - morgen '' taucht unter der Rubrik 
11Rektoratc der irn Text genannten f{ochschul~ 
lehrertl der Narne Dersch nicht rtlehr auf. Die 
"Festschrift zur l SO-JaJ1r--Feier der Hurnbol<lt· 
Universität. zu BerJ.in J 81: 0-1960" fuhrt eine 
solche Liste überhaupt nicht. 
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Ge11eral Lucius D. 'Clay beauftragt, die 
fvtöglicl1keiten fur die Erricl1tung einer ei­
.gcnstfu1dig·e11 Universität ii1 den drei West· 
Se·ktore11 zu prüfen, olme je·doch seinen 
Auilrag bei den Verha,ndlungen mit den 
Oeutscl1en allzu offen bekannt geben zu 
dürfe11 . . Die An1erikaner vertraten dlese 
Doppelstrategie, weil si noch u1n einen mo­
dus vive11di 111it den Sowjets bemül1t waren. 

An1 4. Mai 1948 bildete der a1n.erikru1iscl1e 
S ladtkon111)a1.1da11t, Ge11eral llays, eine i11-

t>fliziel le A1~beitsgru1.Jpc ur1ter de111 Vorsitz 
vo11 Ke11dall F oss, in der atnerikaniscl1e 
Die11ststellen und Persönlichkeiten vertre­
te11 waren. Der Kontakt zu den Deutschen 
wurde durch Fritz von Bergmann, dem 
späteren Sekretär des „Vorbereitenden 
Ausschusses der Freien Universität", ein­
geleitet. Am 11. Mai 1948 beauftragte die 
Stadtverordnetenversa1nmlung gegen die 
Stitnmen d'.er SED den ·Magistrat von Gro.ß­
Berlin, Maßnalunen zur Errichtung einer 
0 freien Universität0 zu ergreifen. Am 19. 
Juni 194·8, einen Tag vor der separaten 
Währu11gsrefonn in den drei westlichen Be­
saz.u11gszo11en, fa11d ei11e infonnatorisch·e 
Besprechung über die Möglichk.eiten zur 
Gründung ein~r freien Universität in den 
westliche11 Sektoren statt, aus der si,c'h ein 
„Vorbereitender Ausschuß0 konstituierte. 

· An1 24. Juni 1948, einen Tag nach der 
Währun,gsref orm in. der sowjetischen .Be­
satzungszone und in Groß„ßerlin durch 
IJefel1l Nr. 111 vo11 Marschall Sokolowskij, 
deh11ten. die Kon1mandeure der französi­
scl1er1, britiscl1en und amerikaniscl1e11 die 
w·estliche Währungsreform auf ihre Se·kto„ 
ren aLts. Das war der Beginn der Blockade 
West-Berlins, die wiederum die Anstren­
gungen der an der fU ... Qrünclu11g Beteilig­
ten beflü.g·elte. 
~ach cler Zustinunung des Magistrats z·ur 
Einrichtung. einer Freien Universität in der 
Jl.ecl1tsf or1n einer Körperschaft des ö!Tentli­
chen Rechts genelunigte die Stadtv·erord­
netc.nversam111lung a1n 4. November 1948 
die Satzung der FU. Zu111 ersten Mal l1atte 
die Stude11tenschafi Sitz ·und Stiuune in. al·­
len Organen der ·.:Universität. Diese genoß 
\Virtschafisautonomie, die Wirtscl1aftsver-

ZdF 5/1998 

waltung erfolgte durch ein "Kuratoriu111„, 
das vom llegierende11 Bürger111eister gelei­
tet wurde, In § 12 l1ief3 es: „Die ordentli­
chen Professoren können auf . Lebenszeit 
angestellt werden." Eine Bestimmung, mit 
der sicl1 die Atnerikaner nur schwer ax1-
freunden konn:ten, die aber den bis dahi11 
el1er zögerlichen Professoren der Hu1n­
boldt-Universität den Wechsel zur FU er­
leichtern so11te. (Bekanntlich, hatte dieser 

\ 

Passus darin aucl1 de11 ltang einer Muß- u11,d 
11icl1t ei11er Kru111-ßestitnn1ung.) An1 10. 
Nove111ber 194.8 wechselte der 86-jälu·ige 
Historiker Friedrich Meinecke zur Freien 
Universität, deren erster Rektor er wurde.3s 

Am 4. ·Dezember 1948 fand die GrUn­
dungsfei:er der „Freien Universität Berlin° 
im Titania-Palast statt. 

In ihrer Gründungsphas.e erftlllte die Freie 
Universität Berlin ihre Aufgabe und ihr 
Selbstverständnis, Gemeinsc.haft der Lel1-
renden un.d Lemenden zu sein, wie keine 
Universität vorher oder nachher, sie selbst 
eingeschlossen. Die ge1neinsat11en Erfah­
rungen unter der nationalsozialistischen 
Diktatur, die enttäuschten Hoffn,ungen, die 
Unterdrückung und schließlich der offene­
ne Terror der SMAD und des SED­
Regim.es erzeugten einen politischen Kon­
sens aller Mitglieder der Universität. Ver~ 
stärkt wurde dieses Gefühl der Gemein­
sch:aft noch d.urch die gemeinsame Alltags­
arbeit beim Aufbau der Universität, bei der 
ßeschaffu11g vo11 Bücl1~·11, Möbeln, Heiz­
material usw. Undenkbar war zu dieser 
goldenen Zeit des „Gründergeistes", daß 
eine Gruppe „ auch nicht die der Studenten 
- bei Entscheidungen in den Gremien über· 
stimmt wurde. Wenn jemals eine Universi· 
tät den Namen Hum·boldts verdiente, dann 

35 Meioecke war als einziger an der Berliner 
Universität ordentlicher Professor gewesen! 
Außer ih1n kamen 1948 noch Hans Freiherr 
von Kreß (Innere Medizin), Friedrich Goethert 
(Archä·ologie), der Germanist Hermann Ku­
nisch und der lslamwissenschaftle.r Walther 
Braune (sie waren bis dahin Professoren 1uit 
Lehrauftra.g),. sowie die Lehrbeauftragten Carl­
Ulrich Fehr (Zahnheilkunde)!J Wilheln1 Eich 
(BWL) und Leonhardt Auerbach (Zivilpro­
zeß)„ 
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clie i:rcic U11iversität zu dieser Zeit. Über 
aJ l il1re Alltagssorgen versäuante sie jedoch 
die l)l1ege il1res politiscl1en Images, und 
a11dere griffe11 zu: 11n Som111ersemester 
1949, kurz vor Gründung der Deutschen 
pe1nokratischen Republik, l1efiete die 
kommunistiscl1e Zentralverwaltung im 
Ostteil der Stadt ihrer Universität das GUte­
sicgcl der Männer a11, deren Geist ihr auch 
tUr die näcl1ste11 40 Jallre venveigert wurde, 
sie gab ihr den Na111en ,,Hun1boldt· 
U11i vcrsitäl41

• 
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